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VORGESCHICHTE Mit der Gründung von 1848 wird der Bund beauftragt, die für den wirt-
schaftlichen Austausch unabdingbare Vereinheitlichung der bislang kan-
tonal unterschiedlichen Mass- und Gewichtssysteme herbeizuführen. 
Dabei bleibt ihm für die Wahl des Systems keine Freiheit: Er hat sie ge-
mäss der Bundesverfassung von 1848 auf den «Grundlagen des beste-
henden eidgenössischen Konkordates» (Art. 37 der Bundesverfassung 
von 1848) vorzunehmen, dem bereits knapp die Hälfte der Kantone bei-
getreten ist. Die diesem Konkordat zugrunde liegende Mischform zwi-
schen dem metrischen System und dem auf Fuss und Pfund basierten 
System wird 1851 per Bundesgesetz als eidgenössische Mass- und Ge-
wichtsordnung festgelegt. Den Nichtmitgliedern des Konkordats wird 
eine fünfjährige Übergangsfrist gewährt.  

Indes hatte sich bereits im Verlaufe der Verfassungsdebatten von 1848 
Widerstand gegen das Konkordatssystem geregt: Einige Kantone sowie 
zahlreiche Experten verlangten damals die Umstellung auf das rein me-
trische Dezimalsystem, das einfacher und logischer sei und sich im in-
ternationalen Handelsverkehr durchsetzen werde. Im Zuge der Verfas-
sungsrevisionen von 1866 schlagen Bundesrat und Parlament nun vor, die 
Bundeskompetenzen zur Vereinheitlichung von Mass und Gewicht aus-
zuweiten und den Bezug zum alten Konkordat zu streichen. Dies soll die 
Umstellung auf das metrische System auf dem Gesetzesweg erlauben, 
«wenn die Umstände und das Interesse des Landes einen solchen Über-
gang mit gebieterischer Macht erheischen» (BBl 1865 III 54). Zur politi-
schen Vorgeschichte der insgesamt neun Revisionsvorlagen von 1866 vgl. 
Vorlage 3. 

GEGENSTAND Gegenstand der Abstimmung ist der revidierte Art. 37 mit seinem neuen 
Wortlaut: «Die Festsetzung von Mass und Gewicht ist Bundessache». Der 
Bezug zum bestehenden eidgenössischen Konkordat wird fallen gelas-
sen. Damit will man der Umstellung vom bisherigen Mischsystem auf das 
Dezimalsystem mit seinen Grundeinheiten Meter und Kilogramm den 
Weg bereiten. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die öffentliche Debatte vor der Abstimmung ist geprägt von pauschalen 
Argumenten für und wider die Gesamtheit der Revisionsbemühungen 
(vgl. hierzu Vorlage 3). Der Kompetenzerteilung an den Bund, Mass und 
Gewicht festzulegen, räumen wie schon die amtlichen Berichte auch die 
politischen Kommentatoren und die Zeitungen wenig Platz ein. Als Trieb-
feder für die Reform bezeichnen die Befürworter die Tatsache, dass Eu-
ropa sich zusehends auf ein einheitliches Mass- und Gewichtssystem ei-
nige. Fachmänner sowie gesetzgebende Versammlungen gäben dabei 
dem Metersystem den Vorzug. Obwohl die Mehrzahl der Kantone laut der 
bundesrätlichen Botschaft die Vereinheitlichung für verfrüht hält, sei es 
an der Zeit, die Kompetenz zur Anpassung den Bundesbehörden zu er-
teilen. Die Gegner bezeichnen die Vereinheitlichung als teuer und unnütz 
und gegen den Willen der Kantone gerichtet. Sie beklagen sich über den 
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Entzug der kantonseigenen, aufwendig entwickelten und regulierten 
Masseinheiten. Man wolle «einen Schoppen trinken und eine Mass Milch 
kaufen, nicht ½ Liter», gibt sich die katholisch-konservative Luzerner 
Zeitung traditionsverbunden (Ausgabe vom 23. 12.1865). 

ERGEBNIS Die Vorlage wird verworfen. Zwar stimmt eine knappe Mehrheit von 
50,4% des Volkes zu. Doch die Stände lehnen die Vereinheitlichung von 
Mass und Gewicht mit 12 1/2 gegen 9 1/2 Stimmen ab. Die Unterschiede 
zwischen den Kantonen sind sehr gross: Wird die Vorlage in Zürich mit 
91,4% Jastimmen unterstützt, so stimmt ihr in Appenzell Innerrhoden ge-
rade 1% zu. Von den Kantonen des konservativen Sonderbunds von 1847 
tanzen Freiburg und Obwalden mit Jamehrheiten aus der Reihe, alle üb-
rigen lehnen die Vorlage ab. Das Wallis ist umgekehrt der einzige Kanton 
mit einer französischsprachigen Bevölkerungsmehrheit, der die Verein-
heitlichung ablehnt. 

Bei allen Abstimmungen von 1866 ermittelten acht Kantone ihre Standes-
stimme mit besonderen Verfahren. Uri und Nidwalden berufen eine spe-
zielle Landsgemeinde ein. Luzern, Obwalden, Basel-Stadt und Schaffhau-
sen führen eine Abstimmung der kantonal Stimmberechtigten durch 
(siehe auch Wili 1988: 132). In den Kantonen Freiburg und Tessin geben 
die Kantonsparlamente das Standesvotum ab. 
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